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Weltweit werden trans Menschen unterdrückt.  Ob nun Konservative, die in Talkshows deren
Existenz leugnen, Radikalfeminist:innen, die Geschlecht allein an Genitalien ablesen wollen oder
CDU-Poliker:innen, die Gendern für das größte Problem unserer Zeit halten, weil sie die Klimakrise
nicht ernst nehmen. Es wird deutlich: Die Sichtbarkeit von trans Personen in der Öffentlichkeit hat
sich in den letzten Jahren zwar verbessert, doch an der Unterdrückung hat sich wenig geändert.
Schließlich ist diese in der gesamten Gesellschaftsstruktur verankert. Das Erstarken der Rechten
bringt zudem gesellschaftliche Rollbacks mit sich wie in den USA oder Pakistan, die dafür sorgen,
dass Queer- und insbesondere Transfeindlichkeit weiter zunehmen. Das beginnt mit reaktionären
Argumentationen bezüglich Dragqueens und angeblicher „woker” Indoktrination in der Schule, kann
dann auch zur Rücknahme erkämpfter Rechte und schließlich auch zu einer Zunahme von
körperlichen Übergriffen gegen trans Personen führen. Dass diese Stimmung längst auch in
Deutschland angekommen ist, können wir daran sehen, dass 2023 die Meldungen von körperlichen
Angriffen auf Paraden zum Christopher Street Day (CSDs) die Nachrichten fluteten, während die
CSU in Bayern diesen Kulturkampf der US-Amerikaner:innen versuchte zu adaptieren, indem auch
sie gegen Auftritte von Dragqueens hetzten.  Im Folgenden wollen wir uns daher die Situation von
trans Jugendlichen anschauen, die von vielen Unterdrückungsmechanismen nochmal stärker
betroffen sind.

Unterdrückung in der Familie

Probleme mit der Familie sind für viele Jugendliche Alltag. Doch trans zu sein, kann diese noch mal
verschärfen. Denn es geht nicht darum, einfach „nur” nicht verstanden zu werden.  Stell dir vor: Du
kannst dich nicht so kleiden, wie du willst. Alle sprechen dich mit einem Namen an, der nicht dein
eigener ist. Kurzum – man sieht dich nicht so, wie du wirklich bist. Deswegen ist es nicht
verwunderlich, dass laut einer Studie des Deutschen Jugendinstituts 69,4 % der trans Jugendlichen
befürchten, dass ihre Familie sie nicht akzeptieren wird. Doch was bedeutet das konkret?

Das Coming-out kann eine große Hürde sein, da die finanzielle und juristische Abhängigkeit von der
Familie es nahezu unmöglich machen kann, sich frei auszudrücken oder notwendige medizinische
Behandlungen wie Hormontherapie zu erhalten. Denn letzten Endes bestimmst nicht du über deinen
Körper, sondern deine Erziehungsberechtigten. Das ist der Kern des Problems: Wenn deine Eltern
kein Verständnis haben (wollen), dich nicht ernst nehmen – oder einfach nur hilflos sind, dann wird
es schwierig. Die juristische, sowie finanzielle Abhängigkeit erschwert es vielen trans Personen
massiv, einfach so das Elternhaus zu verlassen und auszuziehen. Ganz zu schweigen von der
emotionalen Belastung, die damit einhergeht, wenn die eigenen Eltern/Erziehungsberechtigten
einen nicht unterstützen können oder wollen. rans Menschen, v.a. Jugendliche haben eine viel
zitierte enorm hohe Rate an Suizidversuchen (je nach Studie um die 40%). Wenn mindestens eine
erwachsene Person sie unterstützt, sinkt die Wahrscheinlichkeit um etwa 30% Doch die
Beratungsangebote für trans Jugendliche sowie ihre Eltern sind selten – und die wenigen, die es
gibt, sind oft überlastet oder gar nicht unvoreingenommen. Deswegen treten wir nicht nur für den
Ausbau von Beratungsstellen ein, für Jugendliche braucht es auch die Möglichkeit, bei Bedarf ihr
Leben unabhängig vom Elternhaus gestalten zu können!
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Für die ökonomische Unabhängigkeit von Schüler:innen, Studierenden und
Jugendlichen in Ausbildung! Für ein monatliches Mindesteinkommen, angepasst an die
Inflation, von 1.100 Euro plus Warmmiete, finanziert durch Besteuerung von Reichtum
und Kapital!

Für selbstverwaltete Freiräume für Jugendliche, den massiven Ausbau von
Jugendzentren und kostenlose Zugang zu einem ausgebauten Freizeit- und
Kulturangebot, bezahlt durch die Besteuerung der Reichen!

Ausbau von flächendeckenden Beratungsstellen von und für LGBTIA+ und ihre
Angehörigen!

Für den Ausbau von Schutzhäusern für Kinder und Jugendliche! Niemand soll bei
seiner Familie bleiben müssen, wer das nicht möchte! Für die Förderung neuer
Formen des Zusammenlebens, beispielsweise durch den Ausbau und die
Weiterentwicklung des sozialen Wohnungsbaus!

Schule und Ausbildung

Doch nicht nur in der Familie, sondern auch an Orten, wo man den Großteil seiner Lebenszeit
verbringen muss – also Schule oder Ausbildungsstätte – wird man eingeschränkt. Eine weitere
Studie des Bundesverbands Trans* aus dem Jahr 2017 zeigt, dass fast 90 % der trans Schüler:innen
in Deutschland in der Schule diskriminiert werden. Dazu gehören u. a. die Verwendung des
Deadnames und von falschen Pronomen, Belästigungen, Mobbing und auch physische Übergriffe.
Die Studie zeigt auch auf, dass nur ein Bruchteil der betroffenen Schüler:innen sich an Lehrkräfte
oder Schulleitungen wendet, da sie Angst haben, dadurch noch stärker stigmatisiert zu werden.
Denn die wenigsten Schulen bieten Unterstützung gegen Mobbing und Diskriminierung an, auch
wenn sich viele von ihnen das Abzeichen von Schule ohne Rassismus, Schule mit Courage ans Tor
hängen lassen. Aus einer weiteren Studie des Bundesverbandes geht hervor, dass nur 18 % der
trans Schüler:innen das Gefühl haben, dass ihre Schule ein sicherer Ort für sie ist. Dies liegt auch
daran, dass die Idee des binären Geschlechtersystems in der Gesellschaft vorherrschend ist und
ebenso in der Schule reproduziert wird. Sei es durch Unterrichtsinhalte, bei denen Frau Meier den
Wocheneinkauf für ihre Familie tätigt als Einleitung für eine Textaufgabe in Mathe, die klassische,
heteronormative Sexualkunde im Biologieunterricht, lediglich ausgelegt auf Verhütung und
Reproduktion, oder die Abwesenheit von queeren Lebensrealitäten in der Pflichtlektüre, die wir in
Deutsch oder Englisch lesen müssen. Das gilt auch für Regelungen, die über den bloßen Unterricht
hinausgehen, aber den Schulalltag prägen wie z. B. fehlende geschlechtsneutrale Toiletten oder
Umkleideräume sowie die allgemeine Adressierung der Schüler:innenschaft in Rundbriefen. Das
Verbot. an Schulen zu gendern, wie es in Sachsen und Sachsen-Anhalt bereits umgesetzt wurde,
oder in Berlin durch die CDU-Regierung zumindest diskutiert wird, tut sein Übriges. Auch wenn
Gendern nicht automatisch zur Befreiung von trans Personen führt, so ist dennoch die
Repräsentation in der Sprache auch ein mögliches Kampffeld.



Schluss mit Deadnames auf Klassenarbeiten, Schüler:innenausweisen und
Klassenbüchern!

Für die Möglichkeit, den Namen und Geschlechtseintrag in der Schule einfach und
unbürokratisch zu ändern!

Wir bestimmen, was wir lernen wollen: Rahmenlehrpläne unter Kontrolle der
Lernenden, Lehrenden, Arbeiter:innenbewegung und Vertreter:innen von
Diskriminierten! Für angemessenen, verpflichtenden Aufklärungsunterricht vor der
Geschlechtsreife und die gleichberechtigte Darstellung aller Formen von Geschlecht,
Geschlechtsidentität, Sexualität und des einvernehmlichen Geschlechtsverkehrs!

Kampf der Diskriminierung an der Schule: Für breite Aufklärungskampagnen durch
die Gewerkschaften von Lehrkräften und Schüler:innen und für eine von der
Schulleitung unabhängige Antidiskriminierungsstelle, kontrolliert von Lernenden,
Lehrenden und Organen der Arbeiter:innenklasse, die jederzeit wähl- und abhwähbar
sind!

Von Schüler:innen selbstorganisierte Freiräume, die in den Pausen für alle frei
zugänglich sind, an jeder Schule und den Ausbau von Unisextoiletten sowie
Umkleideräumen!

Ähnlich sieht die Situation in der Ausbildung aus. Hier kommt jedoch der ökonomische Druck hinzu,
der es vielen erschwert, sich selbst auszuleben oder dies sogar komplett unmöglich macht. Eine
Studie – ebenfalls aus dem Jahr 2017 – von der Antidiskriminierungsstelle des Bundes hat ergeben,
dass trans Personen in der Ausbildung häufiger diskriminiert werden als ihre cis-geschlechtlichen
Kolleg:innen. 48 Prozent der befragten trans Personen gaben an, bereits Diskriminierung am
Arbeitsplatz erlebt zu haben, während es bei cis Personen nur 24 Prozent waren.

Die Diskriminierung reichte von Mobbing über das Ausgrenzen aus dem Team bis hin zu sexueller
Belästigung. Dabei ist klar: Ob nun Kolleg:innen, die durch mangelndes Wissen mit
Stammtischparolen um sich werfen, oder beispielsweise Kund:innen, die eine/n missgendern oder
gar offen ausgelebte Transfeindlichkeit: Als Azubi für die eigenen Rechte einzustehen, ist um ein
Vielfaches vertrackter. Das liegt aber nicht (nur) am Alter an sich, sondern der Status als Azubi ist
hier das entscheidende Moment – Lehrjahre sind schließlich keine Herrenjahre. Dass man als
ungleiche Arbeitskraft angesehen wird, die erstmal „richtig ausgebildet” werden muss, bevor man
als gleichrangig angesehen wird, wirkt sich auch auf den Umgang miteinander aus. Herablassende
Bemerkungen, gar Beleidigungen statt konstruktiver Kritik sind in bestimmten Branchen ganz offen
an der Tagesordnung, in anderen existieren sie eher versteckt. Das kann soziale Unterdrückung



verstärken und den Rahmen, wie man sich dagegen wehren kann, erheblich einschränken. Wenn wir
also in der Ausbildung gegen Transfeindlichkeit kämpfen wollen, dann müssen wir das mit dem
Kampf für bessere Ausbildungsrechte verbinden!

Tarifliche und rechtliche Gleichstellung aller Auszubildenden!
Mindestausbildungsvergütung in Höhe des Mindestlohns und Anhebung dessen auf 15
Euro die Stunde!

Gegen alle Versuche und Regelungen wie „Job aktiv“ und „Kombilohn“, die den
Billiglohnsektor ausweiten! Übernahme aller befristeten und Leiharbeits- in
Normalarbeitsverhältnisse statt Ausdehnung der Flexibilisierung und des
Niedriglohnsektors!

Probezeit? Nein Danke: Volle wirtschaftliche Rechte – inklusive des auf Streik – für
Azubis!

Übernahme garantiert: Volle und unbefristete Übernahme aller Jugendlichen nach der
Ausbildung – bei Verweigerung der Übernahme Strafzahlung! Für die Abschaffung
aller Quoten, die die Übernahme beschränken!

Für das Recht, in Job und Ausbildung den gewählten Namen zu nutzen, auch wenn
dieser noch nicht im Ausweis steht!

Um die Situation am Arbeitsplatz nachhaltig zu verbessern, muss sich auch was in den
Gewerkschaften ändern. Es ist ein erster Schritt gewesen, dass man auch „divers” im
Mitgliedsausweis angeben kann – aber mal ehrlich, ausreichend ist das nicht. Erstmal sollte es nicht
verpflichtend sein, das eigene Geschlecht überhaupt angeben zu müssen. Darüber hinaus müssen
Gewerkschaften an Betrieben und Berufsschulen präsent sein. Das heißt, zum einen
Aufklärungskampagnen gegen Diskriminierung an Betrieben, Schulen und Unis organisieren und
zum anderen auch, die Präsenz durch Beratungsstellen an Berufsschulen sowie die
Vertrauenskörperstruktur in den Betrieben flächendeckend auszubauen. Zusätzlich ist es ein
Problem, dass für Länder wie Deutschland Datenerhebungen fehlen, wenn es darum geht, die
Verbindung von Einkommen und Unterdrückung zu erfassen. Zahlen aus den USA belegen, dass
dort insbesondere schwarze trans Frauen weniger als der US-Durchschnitt verdienen. Solche
Erhebungen wären ein erster Schritt, um auch passende Forderungen aufwerfen zu können und
würde zudem klar zeigen, dass Gewerkschaften sich bewusst positionieren.

Flächendeckender Ausbau der Vertrauenskörperstrukturen und



Antidiskriminierungsstellen!

Für das Recht auf gesonderte Treffen in den Organisationen der
Arbeiter:innenbewegung, um den Kampf für Gleichberechtigung voranzutreiben und
gegen diskriminierendes und chauvinistisches Verhalten vorzugehen!

Breite Kampagnen zur gewerkschaftlichen Organisierung von Jugendlichen! Wir
wollen uns nicht bevormunden lassen: Gerechte Repräsentanz in den Gremien der
Gewerkschaften!

Regelmäßige Erhebungen bzgl. Einkommen und Diskriminierungserfahrungen,
kontrolliert durch Gewerkschaften!

Medien, Alltag und Gewalt

Ob Bahnhofstoiletten, Behördengänge, Bekleidungsgeschäfte oder das umfangreiche Sortiment an
Waren, die man erwerben kann: Wenn man mal darauf achtet, dann wird deutlich, wie viel in
unserer Gesellschaft eigentlich von der binären Geschlechterordnung bestimmt wird. Daraufhin
einfach mal abschalten und eine Serie schauen, um den Stress in der Schule oder Familie zu
vergessen? Das ist aber nur bedingt möglich. In den letzten Jahren wurden zwar immer mehr trans
Charaktere in Serien und Filme integriert. Dennoch: Die Sichtbarkeit ist umkämpft und noch längst
nicht ausreichend. Diversität heißt übrigens nicht, so viele unterdrückte Gruppen wie möglich zu
zeigen, sondern auch eine Varianz dieser mit einzubeziehen.

Ansonsten werden immer wieder Stereotype reproduziert. Was bedeutet das in der Praxis? Es ist
legitim, sich mit dem Thema Transition auseinanderzusetzen. Aber genauso notwendig ist es,
unterschiedliche Erfahrungen mit einzubeziehen: Nicht-binäre trans Personen sind eher
unterrepräsentiert und Menschen, die trans sind, aber sich nicht in die jeweilige Geschlechterrolle
stecken lassen wollen, werden meistens negativ dargestellt. Die Charaktere, die am positivsten
wegkommen, sind jene, die der binären Geschlechterordnung am meisten entsprechen. Das zu
zeigen, ist nicht per se falsch, das ausschließlich zu zeigen, allerdings schon. Flache Charakterarchs
hin zur Akzeptanz der eigenen Transidentität oder das bloße Darstellen von körperlicher und
sozialer Transition oder dem Umgang mit Diskriminierung sind vielleicht für cis Personen
interessante Geschichten, aber für trans Menschen ist das einfach unser selbstverständlicher Alltag
und damit totlangweilig. Wir wollen trans Held:innen, Bösewichte, Mütter, Nebencharaktere,
Kolleg:innen etc. in Serien und Filmen, deren Transidentität sie nicht definiert – aber eben
selbstverständlicher Teil ihrer Geschichte und Lebensrealtität ist.

Besser wird es jedoch auf keinen Fall, wenn man die meisten Nachrichtenseiten aufruft. Die
vermehrte Repräsentation von trans Personen, die Bevormundung von Jugendlichen, die Krise der
bürgerlichen Familie, der allgemeine gesellschaftliche Rechtsruck und der Misserfolg des
bürgerlichen Feminismus hinsichtlich der Überwindung von Frauenunterdrückung, haben unter



anderem dazu geführt, dass (vermeintliche) Feminist:innen wie Alice Schwarzer vom „Transtrend“
sprechen. In Nachrichten – insbesondere in populistischen Blättern –   werden fiktive Szenarien
beleuchtet, in denen angebliche Feminist:innen vor allem trans Frauen unglaubliche Dinge
unterstellen, anstatt über die reale Gewalt, die trans Personen angetan wird, zu berichten. Die
Kriminalstatistik zeigt jedoch: Zwischen 2018 und 2021 hat sich die Gewalt gegen queere Menschen
mehr als verdoppelt. Das führt uns zur eigentlichen Gefahr: Während man in größeren Städten zwar
etwas „sicherer” als in ländlicheren Gegenden ist, so ist es nicht gegeben, dass man mal „einfach so”
Bahn fahren kann. Komische Blicke, Beleidigungen und die Angst vor Gewalt gehören in der Regel
dazu, wenn man nicht so aussieht, wie die klassischen Geschlechterrollen es verlangen.  Das wird
verstärkt durch den stetigen Rechtsruck, den wir erleben, und so steigt auch die Gefahr für gezielte
Übergriffe. Selbst in vermeintlich „queerfreundlichen” Großstädten wie Berlin kommt es
mittlerweile nicht nur zu verbalen, sondern auch körperlichen Angriffen.

Enteignet die „kulturschaffende“ Industrie (Gameentwickler, Filmproduktionen, …)
und organisiert die Produktion durch Räte aus Arbeiter:innen, Zuschauer:innen und
Unterdrückten!

Gewalt stoppen: Demokratisch organisierte und gewählte Selbstverteidigungskomitees
gegen Übergriffe auf LGBTIA+! Für den Ausbau von Schutzräumen für LGBTIA+ und
Unisexorte in der Öffentlichkeit!

Medizinische Versorgung

Arz-/Ärztinttermine sind generell ein rares Gut. Wer versucht hat, einen Beratungstermin
beispielsweise beim/bei der Endokrinolog:in zu bekommen, weiß, dass Wartezeiten von über einem
halben Jahr keine Seltenheit sind. Deswegen bedeutet der Kampf für Selbstbestimmung auch ein
Kampf für die Verbesserung des Gesundheitssystems insgesamt. Das bedeutet:

Weg mit Privatisierung der Krankenhäuser! Nein zu deren Schließungen auf dem
Land!

Für einen höheren Personalschlüssel und Verkürzung der Arbeitszeit für alle
Beschäftigten bei  vollem Lohnausgleich!

Finanziert werden sollte das Ganze durch die Abschaffung des DRG-Systems, Abschaffung des
Zweiklassen-Gesundheitssystems (also nur gesetzliche Krankenkassen statt privater), Besteuerung
der Reichen und Enteignung der Klinik- und Pharmaziekonzerne. So können eine schnellere
Terminvergabe sowie qualitativ bessere Betreuung gewährleistet werden. Doch nicht nur Termine
sind ein Problem: Arzt-/Ärztinbesuche bei Gynäkolog:innen sowie Urolog:innen sind für viele nicht
nur mit emotionalem Stress verbunden sind – sondern können auch mit Ablehnung und
Unverständnis seitens Praxismitarbeitenden oder anderen Patient:innen begleitet werden. So hat



laut einer Studie der deutschen AIDS-Hilfe und des RKI von 2023 fast jeder fünfte nicht-binäre oder
trans Mensch (17 Prozent) bereits aus Angst vor Diskriminierung lieber auf bestimmte medizinische
Leistungen verzichtet. Auch in der Apotheke kann es unangenehm werden, wenn die
Mitarbeiter:innen beispielsweise einem trans Mann keine Pille danach rausgeben möchten, da in
manchen Apotheken die Vorgehensweise üblich ist, dass sie Pille nur an die betroffene Frau verkauft
wird. In einer Situation, wo sich viele sowieso schon gedemütigt aufgrund des gesellschaftlichen
Stigmas bei Notfallverhütung fühlen, müssen trans Personen nun auch noch ihr Anliegen zusätzlich
begründen.

Die Transition an sich ist auch mit vielen Hindernissen verbunden. So müssen sich trans Menschen
vor einer Hormonbehandlung oder chirurgischen Eingriffen in zwei unabhängigen Gutachten
unangenehmen psychosozialen Befragungen stellen, wo unter anderem intime Details über das
Sexualleben und den mentalen Gesundheitszustand abgefragt werden, damit Ärzt:innen bestätigen
können, dass die Person für eine solche Behandlung in Frage kommt. Das kann auch dazu führen,
dass nicht-binäre trans Personen, welche den Wunsch nach einer Hormonbehandlung hegen, ihre
Ärzt:innen anlügen müssen, da sie diese Hormone nur bei einer binären Transgeschlechtlichkeit
verschreiben (können). Mit diesem unnötigen und beschämenden Herumstochern im Privatleben
muss Schluss sein! Beratungsstellen müssen ausgebaut werden, aber die Beratung sollte sich nicht
wie eine Prüfung anfühlen und letztendlich sollte es keine Fremdbestimmung durch das ärztliche
Personal geben.

Für trans Jugendliche spielt auch die Frage von Pubertätsblockern eine Rolle, die verhindern sollen,
dass sie in die Pubertät kommen und diesem Leidensdruck, der damit einhergeht, ausgesetzt
werden, obwohl sie bereits beginnen, ihre Geschlechtsidentität zu hinterfragen. Es zu begrüßen,
dass trans Jugendlichen so eine Möglichkeit geboten wird, die Selbstbestimmung über die
Entwicklung ihres Körpers erlangen zu können. Statt Panikmache von Alice Schwarzer und Co. und
Bevormundung durch die Eltern, braucht es gute Aufklärung über die bestehenden Studien (die
existieren, da Hormonblocker schon seit Jahrzehnten in anderen medizinischen Fragen eingesetzt
werden) und einfach medizinische Studien für Hormon Replacement Therapie.

Zudem ist – wie auch woanders – die Medizin von gesellschaftlicher Unterdrückung geprägt. Das
wird deutlich daran, dass viele Patient:innenstudien, Symptome und Medikamentenvorgaben auf
Basis cis-männlicher Körper stattfinden – was beispielsweise dazu führt, dass Personen mit
biologisch weiblichem Körper vermehrt an Herzinfarkten sterben, weil sie andere Symptome
aufweisen oder nicht ernst genommen werden, insbesondere wenn sie nicht-weiß sind. Falsche
Kategorisierung des Geschlechts der Betroffenen oder die Annahme, es würde sich um einen cis
Körper handeln, können auch fatale Folgen hinsichtlich der Beratung bei Verhütungsmethoden
sowie der Behandlung von Geschlechtskrankheiten oder der HIV-Prävention haben, da manche
Beratungen aufgrund der Vermutung einer Geschlechtsidentität und sexueller Orientierung nicht
durchgeführt werden und auch hier die Präparate unterschiedlich auf die Körper wirken. Nach einer
Personenstands- und Namensänderung zahlt die Krankenkasse teilweise „geschlechtsspezifische“
Behandlungen wie HPV Impfungen nicht mehr (bzw. man muss sich ihnen extra erklären und damit
rumschlagen).

Viele Ärzt:innen wissen außerdem schlicht nicht, was eine HRT (Hormone Replacement Therapy) an
einem Körper ändern kann und ignorieren z.B. dass bei einer Testosterontherapie das Risiko von
Herzerkrankungen auf das eines cis Mannes steigt, andere körperliche Vorgänge eher wie bei cis
Frauen funktionieren und wieder andere Dinge mit beidem nur noch wenig zu tun haben. Faktisch
führt das dazu, dass trans Menschen oft zu Ärzt:innen gehen und ihnen erstmal ihren Körper
erklären müssen. Da an der Stelle aber zu wenig Forschung existiert, es sehr kompliziert werden
kann, die Beschäftigung mit dem eigenen Körper mental schwierig sein kann und die Ressourcen
begrenzt sind, sind viele trans Menschen dazu verständlicherweise nicht in der Lage. Der



erschwerte Zugang führt aber dazu, dass manche trans Personen sich über inoffizielle Wege
Hormone besorgen müssen. Ohne medizinische Überwachung der Dosierung und Nebenwirkungen
kann das aber auch sehr gefährlich für die Betroffenen enden. Das heißt, wir brauchen Forschung,
Lehre und Praxis, die die Auswirkungen gesellschaftlicher Diskriminierung mit einbeziehen, sowie
eine Medizin, die eine biologische Bipolarität  der Geschlechter anerkennt! Des Weiteren brauchen
wir auch eine Auseinandersetzung mit der Produktion von Medikamenten und Präparaten in der
Pharmazie. Die Devise heißt hier Enteignung unter Arbeiter:innenkontrolle und die Aufhebung des
Patentrechts, um zu gewährleisten, dass die Produktion von Pubertätsblockern und
Hormonpräparaten nicht unter Profitinteresse steht und sie auch in einer Langzeitanwendung so
sicher wie möglich sind!

Für Selbstbestimmung über den eigenen Körper: Für das Recht auf kostenfreien und
unbürokratischen Zugang zu medizinischer Geschlechtsangleichung!

Schluss mit Diskriminierung: Rahmenlehrpläne in der medizinischen Ausbildung unter
Kontrolle von Ärzt:innen, Arbeiter:innen und Vertreter:innen von Unterdrückten! Für
breite Sensibilisierungskampagnen gegen Diskriminierung im Gesundheitssystem und
den Ausbau von Gesundheitszentren speziell für Frauen und LGBTIA+!

Intersex vollständig legalisieren: Verbot medizinisch nicht notwendiger,
kosmetischer Genitaloperationen an Kindern!

Rekommunalisierung und Verstaatlichung aller privatisierten Kliniken unter Kontrolle
der Beschäftigten und Patient:innen, die ein Interesse an guten Arbeitsbedingungen
und guter Gesundheitsversorgung haben!

Freier und kostenloser Zugang zu Verhütungsmitteln! Massiver Ausbau der Beratung
und Forschung in diesem Bereich!

Staatliche Diskriminierung

Seit August 2023 ist das TSG (Transsexuellengesetz) Geschichte und wurde durchs sogenannte
„Selbstbestimmungsgesetz” ersetzt. Erst einmal das Positive: Das Selbstbestimmungsgesetz
ermöglicht es trans, intergeschlechtlichen und nicht-binären Menschen, ihren Namen und
Geschlechtseintrag auf Antrag beim Standesamt zu ändern. Während man früher vor Gericht gehen
musste sowie zwei psychologische Gutachten brauchte , nur um die Personenstandsänderung
durchzusetzen, kann man ab Herbst 2024 Namen und Geschlecht angleichen, indem man sich 3
Monate vor der sogenannten „Erklärung mit Eigenversicherung“ beim Standesamt anmeldet. Doch
für Minderjährige ist der Prozess der „Selbstbestimmung“ weitaus weniger frei und eigenständig



möglich. Personen ab 14 Jahren haben zwar das Recht, ihren Antrag auf Geschlechtsänderung selbst
einzureichen. Seine Wirksamkeit hängt jedoch von der Zustimmung der sorgeberechtigten Person
oder des Familiengerichts ab.

Alle jüngeren Personen dürfen nicht mal den Antrag selber einreichen und haben wenig mitzureden,
welches Geschlecht oder welcher Name angegeben wird. Ausgeschlossen werden ebenso Personen,
deren Visum bald abläuft – um zu verhindern, dass sie sich vor der Abschiebung „drücken” können.
Auch im „Spannungs- und Verteidigungsfall“ kann die Angleichung auch „ausgesetzt” werden, um
Menschen in den Wehrdienst einzuziehen. Besonders fatal ist, dass mit dem
Selbstbestimmungsgesetz eine Liste erstellt wird. Das heißt: Alle trans Personen (mit ihren
Deadnames und Adressen) sind den staatlichen Strukturen wie BKA, Polizei und Geheimdienst
bekannt. Man benötigt keine Datenschutzexpertise, um zu wissen, dass das überhaupt nicht nötig
ist, sondern vielmehr eine Gefährdung darstellt .

Für Selbstbestimmung über die eigene Geschlechtsidentität: Für Recht auf
kostenfreien und unbürokratischen Zugang zur offiziellen Namens- und
Personenstandsänderung! Gegen den Zwang, das Geschlecht in amtlichen
Dokumenten anzugeben!

Keine Weitergabe dieser Informationen an Bundeskriminalamt (BKA), die
Landeskriminalämter, die Bundespolizei, das Bundesamt für Verfassungsschutz und
den Militärischen Abschirmdienst!

Volle rechtliche Gleichstellung von LGBTIA+! Gleichstellung aller Partnerschaften und
Lebensgemeinschaften mit der Familie! Für die automatische Eintragung queerer
Eltern auf die Geburtsurkunden ihrer Kinder: mit ihren gewünschten Namen und
Geschlecht!

Ursprung der Unterdrückung

Die Beispiele zeigen: Die Unterdrückung von trans Menschen ist überall zu finden. Doch wenn wir
sie nicht nur oberflächlich bekämpfen wollen, müssen wir uns fragen: Woher kommt sie eigentlich? 
Für uns als Marxist:innen ist die Diskriminierung von trans und anderen queeren Personen eng mit
der Frauenunterdrückung verbunden. Letztere wird in der kapitalistischen Gesellschaft durch die
Auslagerung von Reproduktionsarbeit (beispielsweise Kindererziehung, Pflege, Kochen, Waschen
etc.) ins Private manifestiert. Kollektive Küchen, Waschhäuser oder auch Pflege könnte man
gesamtgesellschaftlich organisieren und dadurch massiv Zeit einsparen (und so auch die Qualität
verbessern). Doch um Kosten zu sparen, wird diese Arbeit in das Privatleben von Individuen
gedrängt. Frauen tragen dabei oftmals die Hauptlast der reproduktiven Arbeit aufgrund der
geschlechtlichen Arbeitsteilung, die vorherrscht. Der Stereotyp der bürgerlichen Familie macht das
besonders deutlich:

Hier hat „alles seine Ordnung” und die Rollen sind klar verteilt: Der Mann ernährt als
Hauptverdiener die Familie, während die Frau bestenfalls noch etwas dazuverdienen darf, sich aber



hauptsächlich um den Haushalt und die Kindererziehung kümmert. Wer sich jetzt denkt, dass die
1960er Jahre angerufen haben und ihre verstaubte Lebensrealität zurückhaben wollen, hat recht.
Jedoch wird diese Aufteilung nach wie vor vielerorts reproduziert: Sei es in Medien, durch
Religionen, konservative Politiker:innen oder durch Gesetze, die Hetero-Zweierbeziehungen
bevorzugen. Kurzum: Die bürgerliche Familie nimmt im Kapitalismus einen ideologischen
Stellenwert ein, der geschützt wird. Dies geschieht nicht rein zufällig, sondern ist einfach eine
Ideologie und Praxis, die für den Kapitalismus besonders profitabel ist. So werden durch das
Idealbild der Familie die Erbschaftsverhältnisse der Herrschenden geregelt, während die ganze
Reproduktionsarbeit der Arbeiter:innenklasse unentgeltlich im Privaten stattfindet. Menschen, die
nun nicht in dieses cis- und heteronormative Gesellschaftsbild hineinpassen, sind der bürgerlichen
Gesellschaft natürlich ein Dorn im Auge. Denn mit ihrer bloßen Existenz stellen sie eine
Gesellschaftsordnung in Frage, in der es „natürlich„ scheint, dass Männer arbeiten, Frauen
Hausarbeit verrichten, und es normal ist, dass nur heterosexuelle Paare Kinder bekommen. Das
erklärt auch, warum insbesondere Rechte und andere Reaktionär:innen so vehement gegen Queers
eintreten.  Gleichgeschlechtliche Partner:innen lieben, mehr als eine/n Partner:in haben oder eben
das eigene Geschlecht angleichen lassen – all das greift die geschlechtliche Arbeitsteilung an. Diese
ist jedoch notwendig, um die Familie und somit die Auslagerung der Reproduktionsarbeit ins Private
aufrechtzuerhalten und somit auch der Ursprung der Unterdrückung von LGBTIA+.

Kampf für Reduzierung der Arbeitszeit für die gesamte Arbeiter:innenklasse, damit die
Reproduktionsarbeit auf alle  verteilt werden kann und den Frauen die Teilnahme am
politischen und gesellschaftlichen Leben erleichtert wird!

Kampf den Geschlechterrollen: Schluss mit geschlechtlicher Arbeitsteilung: Für die
Vergesellschaftung der Haus- und Reproduktionsarbeit; gleichmäßige Aufteilung der
übrigbleibenden privaten Tätigkeiten!

Was tun?

All diese Forderungen zu erkämpfen, wäre ein wichtiger Schritt in der Verbesserung der Situation
von trans Personen. Unser Ziel muss jedoch sein, der Unterdrückung die materielle Grundlage zu
entziehen. Deswegen ist für uns der Kampf für die Befreiung von LGBTIA+ verbunden mit der
Notwendigkeit, die Reproduktionsarbeit zu vergesellschaften und die kapitalistische Gesellschaft zu
zerschlagen!

In der Praxis setzen wir uns für einen gemeinsamen Kampf von Frauen-, LGBTIA+- und
Arbeiter:innenbewegung ein. Zum einen, weil Erstere genauso Teil der Arbeiter:innenklasse sind
und das Bild des „Arbeiters im Blaumann” als diese vollständig repräsentierendes veraltet ist. Zum
anderen nimmt die Arbeiter:innenklasse eine Schlüsselposition ein, wenn es darum geht,
Forderungen durchzusetzen. Durch ihre Stellung im Produktionsprozess kann sie durch Streiks
ökonomischen Druck aufbauen und so sichern, dass Reformen durchgesetzt werden können. Sie ist
auch zentral, wenn es darum geht, den Kapitalismus zu zerschlagen. Deswegen ist es unsere
Aufgabe, revolutionäres Bewusstsein in die Klasse zu tragen und den gemeinsamen Kampf zu
führen, um gegen existierende Vorurteile sowie Diskriminierung zu kämpfen und letzten Endes die
Grundlage von LGBTIA+-Unterdrückung zu beseitigen. Um das zu ermöglichen, glauben wir, dass es
notwendig ist, dass in den Organisationen der Arbeiter:innenklasse – ob nun Gewerkschaft,



revolutionärer Organisation oder Partei – das Recht für gesellschaftlich Unterdrückte besteht, einen
Caucus zu bilden, d. h. einen Ort, an dem sie sich unter ihresgleichen treffen können, um sich über
erlebte Unterdrückung auszutauschen, ob nun innerhalb oder außerhalb der Strukturen. Dafür
benötigen wir auch ein revolutionäres Programm, welches alle Forderungen, die sich auf die
unterschiedlichen Ausgebeuteten und Unterdrückten beziehen, zu einem gemeinsamen Kampf
verbindet.


